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Bonn, den 8. März 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung bestimmter Vor- 
schriften der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates 
vom 25. März 1969 über die Harmonisierung bestimmter 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates 
vom 25. März 1969 über die Harmonisierung bestimmter Sozial- 
vorschrilten im Straßenverkehr *) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 543 ; 69 
des Rates vom 25. März 1969 über die Harmoni- 
sierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßen- 
verkehr, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Anwendung der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 des Rates seit dem 1. Oktober 1969 
haben sich bestimmte praktische Schwierigkeiten 
gezeigt, die beseitigt werden können, ohne die im 
Straßenverkehr angeslrebten Zielsetzungen des 
sozialen Fortschritts und der Verkehrssicherheit zu 
beeinträchtigen. 

Die Beibehaltung der in Artikel 14 Absatz 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates vom 
25. März 1969 niedergelegten allgemeinen Ver- 
pflichtung der Mitglieder des Fahrpersonals von 
Fahrzeugen, die innerstaatliche Beförderungen 
durchführen und mit einem mechanischen Kontroll- 
gerät ausgerüstet sind, bereitet dem Nahverkehr 
Schwierigkeiten, die in der Besonderheit dieses Ver- 
kehrs begründet sind. Es bestehen andere Möglich- 
keiten zur Überwachung der Zeitabschnitte, die das 
mechanische Kontrollgerät nicht angemessen auf- 
zeichnen kann. Um diese Schwierigkeiten zu behe- 
ben, ist für Fahrzeuge, die solche Beförderungen 
durchführen, zweckmäßigerweise die Möglichkeit zu 
schaffen, diese Verpflichtung durch gleichwertige 
Kontrollmethoden zu ersetzen. 

Die naturbedingten und bautechnischen Grund- 
voraussetzungen im Baugewerbe erschweren die An- 
wendung einiger Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 für bestimmte Güterverkehre 
von oder nach Baustellen. Es können auf diese Ver- 
kehre unter bestimmten Voraussetzungen elasti- 
schere Bestimmungen angewandt werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des 
Rates wird durch folgende Bestimmung ergänzt: 

„7. Zugmaschinen, die ausschließlich für landwirt- 
schaftliche Arbeiten eingesetzt werden". 

Artikel 2 

Der Wortlaut von Artikel 14 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 des Rates wird durch fol- 
genden Wortlaut ersetzt: 

„Die Mitglieder des Fahrpersonals eines Fahrzeugs, 
das nicht im Linienverkehr eingesetzt ist, müssen 
; ein persönliches Kontrollbuch nach dem Muster im 
Anhang, der Bestandteil dieser Verordnung ist, mit 
| sich führen." 

j A r t i k e 1 3 

Der Wortlaut des Artikels 14 Absatz 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 des Rates wird durch fol- 
| genden Text ersetzt: 

a) Jeder Mitgliedstaat kann die erforderlichen 
Maßnahmen treffen, um die Mitglieder des Fahr- 
personals von Fahrzeugen, die in seinem Ho- 
heitsgebiet zugelassen sind und innerstaatliche 
Beförderungen durchführen, davon freizustellen, 
in die Tageskontrollblätter des persönlichen Kon- 
trollbuchs diejenigen in Absatz 2 vorgesehenen 
Zeiträume einzutragen, die in geeigneter Weise 
von einem mechanischen Kontrollgerät aufge- 
zeichnet werden können, das sich im Fahrzeug 
befindet und gemäß Artikel 20 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 1970 
über die Einführung eines mechanischen Kon- 
trollgeräts im Straßenverkehr 2 ) genehmigt ist, 
unbeschadet der Anwendung der gesamten Ver- 
ordnung von den Zeitpunkten ab, die in deren 
Artikel 4 genannt sind. 

Die auf diese Weise aufgezeichneten Angaben 
sind in den Wochenbericht des persönlichen 
Kontrollbuchs zu übertragen. 

M Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969, S. 49 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 27. Juli 1970, S. 1 
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b) Jeder Mitgliedstaat kann die Mitglieder des 
Fahrpersonals von Fahrzeugen, die in seinem 
Hoheitsgebiet zugelassen sind und innerstaat- 
liche Beförderungen innerhalb eines Umkreises 
bis zu 50 km um den Standort des Unternehmens 
durchführen, von der Führung des persönlichen 
Kontrollbuchs freisteilen, wenn er vorschreibt, 
daß die Zeiträume, die von dem mechanischen 
Kontrollgerät nicht in geeigneter Weise aufge- 
zeichnet werden können, handschriftlich in die 
Schaublätter eingetragen werden, ohne die Les- 
barkeit der Schaublätter zu beeinträchtigen, 
oder nach Billigung der Kommission andere ge- 
eignete Maßnahmen treffen, um eine wirksame 
Kontrolle der Zeiträume nach Absatz 2, die das 
mechanische Kontrollgerät nicht aufzeigen kann, 
zu gewährleisten. 

Artikel 4 

In die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des Rates 
wird ein Artikel 14 a mit folgendem Wortlaut ein- 
gefügt: 

1. Für Mitglieder des Fahrpersonals von Fahr- 
zeugen, welche die Voraussetzungen von Artikel 14 
Absatz 4 Buchstabe b) erfüllen und welche be- 
stimmte Güterbeförderungen von oder nach einer 
Baustelle durchfuhren, finden die Bestimmungen 
von Artikel 7, 8, 9 und 10 für folgende Beförderun- 
gen keine Anwendung: 

— Beförderungen von Materialien für Bauarbeiten, 
die aus Sicherheitsgründen nicht unterbrochen 
werden können, um insbesondere die gleich- 
mäßige Belastung eines im Bau befindlichen 
Vorhabens nicht zu gefährden; 

— Beförderungen von Asphaltteer, der bei hoher 
Temperatur aufgebracht werden muß; 

— Beförderungen von Beton in auf LKW montier- 
ten Mischern; 


I — kontinuierlicher Abtransport des abgetragenen 
Erdreichs; 

1 — Erdreichtransporte für Aufschüttungen, bei de- 
nen keine Verzögerungen oder Unterbrechungen 
I eintreten dürfen, vor allem bei Arbeiten, deren 

j zeitlicher Ablauf von Gezeiten, vom Ansteigen 

des Wassers, von Einsturz- oder Erdrutsch- 
gefahren oder von sonstigen Erscheinungen ab- 
hängig ist, die einen ähnlichen Zwang mit sich 
bringen. 

( 

2. Die nachfolgenden Bestimmungen finden auf die 
: in Absatz 1 genannten Beförderungen Anwendung: 

i 

| a) Die tägliche Lenkzeit darf sieben Stunden nicht 
überschreiten; diese Lenkzeit muß durch minde- 
stens viertelstündige Pausen unterbrochen wer- 
j den, wobei die erste Unterbrechung vor der 
vierten Stunde und die letzte nach der sechsten 
Stunde nach Dienstbeginn liegen muß. Die Ge- 
samtdauer dieser Unterbrechungen darf eine 
Stunde nicht unterschreiten. 

b) Für Fahrer von anderen Fahrzeugen als nach 
Artikel 6 darf die tägliche Lenkzeit abweichend 
von Buchstabe b) innerhalb einer Woche höch- 
stens zweimal auf acht Stunden heraufgesetzt 
werden. 

c) Die Lenkzeit darf auf keinen Fall 42 Stunden 
innerhalb einer Woche oder 80 Stunden inner- 

j halb von zwei aufeinanderfolgenden Wochen 
überschreiten. 

j 

1 d) Während der Unterbrechungen der Lenkzeit ge- 
mäß Buchstabe a) darf der Fahrer keine der in 
j Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe b) genannten 

i Tätigkeiten ausüben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Prä_sident 
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Begründung 


Am 25. März 1969 hat der Rat die Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 des Rates über die Harmoni- I 
sierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßen- 
verkehr erlassen. Seither hat sich gezeigt, daß ins- 
besondere für den Verteiler- und Abholverkehr, 
die landwirtschaftlichen Zugmaschinen und den Ver- 
kehr von und zu Baustellen Schwierigkeiten in der 
Anwendung entstehen können. 

Außerdem hat der Rat in seiner Tagung am 7. De- 
zember 1970 die Aufmerksamkeit auf diese Schwie- 
rigkeiten gelenkt, und die Kommission hat sich 
bereit erklärt, dem Rat einen Vorschlag zur Ab- 
änderung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 vorzu- 
legen mit dem Ziel, die betreffenden technischen 
Schwierigkeiten zu beseitigen. Der Rat hat sich auf 
politischer Ebene verpflichtet, diesen Abänderungs- 
vorschlag nur zur Beseitigung der erwähnten 
Schwierigkeiten zu benutzen 1 ). 

Um diesen Schwierigkeiten abzuhelfen, sollten an 
dieser Verordnung einige Änderungen vorgenom- 
men werden. 

1. Artikel 4 Ziffer 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 des Rates sieht vor, daß die Verordnung 
keine Anwendung findet auf Beförderungen mittels 
Zugmaschinen, deren zulässige Höchstgeschwindig- 
keit 30 km/h nicht übersteigt. 

Angesichts der Tatsache, daß die Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 des Rates nicht einmal indirekt 
die Organisation der landwirtschaftlichen Arbeiten 
bezweckt, erscheint es angebracht, die nur für land- 
wirtschaftliche Arbeiten eingesetzten Zugmaschinen 
von der Anwendung der genannten Verordnung 
auszunehmen. 

Zu diesem Zweck ist Artikel 4 Ziffer 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 des Rates abzuändern. 

2. Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 des Rates sieht vor, daß die Mitglieder 
der Besatzung eines Fahrzeuges, das nicht im 
Linienverkehr eingesetzt ist, ein persönliches Kon- 
trollbuch nach dem Muster im Anhang mit sich 
führen müssen 2 ). 

Es wird jetzt von bestimmter Seite angefochten, daß 
diese Bestimmung die unter 1 bis 25 aufgeführten 
„Anweisungen für die Führung des persönlichen 
Kontrollbuches" die im Anhang der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 des Rates, im Teil „Muster eines 
persönlichen Kontrollbuches" Buchstabe b), ent- 
halten sind, rechtsverbindlich gemacht hat. 

Es ist angebracht, jeden möglichen Zweifel darüber 
zu beseitigen und Artikel 14 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 des Rates diesbezüglich zu 
ergänzen. 

3. Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 lautet wie folgt: „Jeder Mitgliedstaat 
kann die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um 
die Mitglieder des Fahrpersonals von Fahrzeugen, 

0 Dok. Nr. R/ 1 05/7 1 (Trans 6) vom 20. Januar 1971 


die in seinem Hoheitsgebiet zugelassen sind und 
innerstaatliche Beförderungen durchführen, davon 
freizustellen, in die Tageskontrollblätter des per- 
sönlichen Kontrollbuches diejenigen in Absatz 2 
vorgesehenen Zeiträume einzutragen, die in geeig- 
neter Weise von einem im Fahrzeug befindlichen 
mechanischen Kontrollgerät aufgezeichnet werden 
können. 

Die auf diese Weise aufgezeichneten Angaben sind 
in den Wochenbericht des persönlichen Kontroll- 
buches zu übertragen." 

Hieraus geht hervor, daß das Fahrpersonal der be- 
treffenden Fahrzeuge das persönliche Kontrollbuch, 
zumindest teilweise, auch dann weiterführen muß, 
wenn diese mit einem mechanischen Kontrollgerät 
ausgerüstet sind. Es hat sich jedoch gezeigt, daß 
diese allgemeine Verpflichtung bestimmten Beför- 
derungen im Nahverkehr, insbesondere dem Ab- 
hol-, Verteiler- und Auffächerungsverkehr, gerade 
wegen der beträchtlichen Anzahl der Haltestellen, 
die bei diesen Beförderungen anfallen, erhebliche 
Schwierigkeiten bereitet. Daher könnte bei Fahr- 
zeugen, die in einem Mitgliedstaat zugelassen sind, 
dort Beförderungen im innerstaatlichen Nahverkehr 
ausführen und mit einem mechanischen Kontroll- 
gerät ausgerüstet sind, auf diese Verpflichtung ver- 
zichtet werden, sofern diese Verpflichtung durch 
gleichwertige Kontrollverfahren ersetzt wird; im 
übrigen dürfte unter diesen Umständen die Abschaf- 
fung des Kontrollbuchs keine nachteiligen Folgen 
weder für die soziale Stellung noch für die Sicher- 
heit des Straßenverkehrs haben. Daher wird vor- 
geschlagen, Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 zu ändern. 

4. In Anbetracht der naturbedingten und bautech- 
nischen Grundvoraussetzungen im Baugewerbe 
dürfte die Anwendung der Gemeinschaftsverord- 
nung auf den Verkehr von und zu den Baustellen 
dazu führen, daß der Arbeitsablauf auf den Bau- 
stellen erheblich gestört wird. Wird berücksichtigt, 
daß bei derartigen Beförderungen auf öffentlichen 
Straßen selten Strecken über 50 km zurückgelegt 
werden und zwischen den verhältnismäßig kurzen 
Lenkzeiten lange Wartezeiten für das Be- und Ent- 
laden liegen, dann dürften wohl keine größeren Be- 
denken bestehen, diese Beförderungen von der 
Anwendung der Artikel 7, 8, 9 und 10 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69 freizustellen und dafür 
unter folgenden Voraussetzungen elastischere Be- 
stimmungen anzuwenden: Diese Beförderungen 
dürfen ausschließlich innerstaatliche Güterbeförde- 
rungen von oder nach einer Baustelle innerhalb 
eines Umkreises von 50 km um die Baustelle sein 
und mit Fahrzeugen ausgeführt werden, die mit 
einem mechanischen Kontrollgerät ausgerüstet sind. 
Die tägliche Lenkzeit wird auf sieben Stunden be- 
grenzt und muß durch Pausen von wenigstens 15 
Minuten unterbrochen werden, in denen der Fahrer 
keine andere Arbeit ausführen darf und die ins- 
gesamt mindestens eine Stunde ausmachen müssen. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969, S. 53 
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